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Stellungnahme zum Fünften Modernisierungsgesetz Bayern 
 
 

 

Wir begrüßen grundsätzlich die mit dem Entwurf eines Fünften Modernisierungsgesetzes Bay-
ern verfolgte Zielsetzung, Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, Bürokratie abzubauen und 
Investitions- sowie Planungssicherheit zu stärken. Gerade private Eigentümer sind in beson-
derem Maße auf effiziente und rechtssichere Genehmigungs- und Planungsverfahren ange-
wiesen.  

1 Einführung eines Sicherungsbescheids (Art. 42 b BayVwVfG-E) 

Ausdrücklich zu begrüßen ist die Einführung des neuen Art. 42b BayVwVfG-E. Danach kann 
nach vollständiger Einreichung der Antragsunterlagen auf Antrag des Vorhabenträgers durch 
Verwaltungsakt festgelegt werden, dass für das Vorhaben die Sach- und Rechtslage sowie 
der Stand der Technik zum Zeitpunkt des Sicherungsbescheids maßgeblich bleiben. 

Diese Regelung stärkt die Planungssicherheit für private Eigentümer erheblich. Bauherren und 
Grundstückseigentümer dürfen nicht das Risiko tragen, dass sich während langwieriger Ge-
nehmigungsverfahren die rechtlichen Anforderungen verschärfen und dadurch zusätzliche 
Kosten entstehen oder gar die Realisierung des Vorhabens unmöglich wird. Der Sicherungs-
bescheid schafft hier einen sachgerechten Ausgleich zwischen den Interessen des Antragstel-
lers und den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 

 

2 Beschränkung der Amtsermittlung bei Einwendungen Dritter 

(Art.24 Abs.1 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Der vorgesehene Art. 24 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E ist positiv zu bewerten. Danach kann sich 
die Behörde bei Einwendungen Dritter auf die Prüfung konkret vorgetragener Tatsachen be-
schränken. 

Gerade im Bau- und Genehmigungsrecht führen pauschale oder unsubstantiiert erhobene Ein-
wendungen häufig zu erheblichen Verzögerungen. Es ist sachgerecht, dass Einwendungen 
nachvollziehbar und hinreichend konkret begründet werden müssen. Dies dient der Verfah-
rensbeschleunigung, ohne den Rechtsschutz Betroffener zu beeinträchtigen. 

 

3 Stichtagsregelungen im Planfeststellungsverfahren (Art. 73 Abs. 

1 Satz 3 und Art. 74 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Die Einführung von Stichtagsregelungen im Planfeststellungsverfahren ist aus unserer Sicht 
ein wichtiger Schritt zur Beschleunigung von Genehmigungsprozessen. Künftig sollen grund-
sätzlich die Rechtslage und die technischen Anforderungen maßgeblich sein, die zum Zeit-
punkt der Einreichung der Planunterlagen gelten. 
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Damit erhalten Vorhabenträger frühzeitig Klarheit darüber, nach welchen Regeln ihr Projekt 
geprüft wird. Da Planfeststellungsverfahren häufig mehrere Jahre dauern, kommt es nicht sel-
ten vor, dass sich während des laufenden Verfahrens rechtliche Vorgaben oder technische 
Standards ändern. Ohne eine Stichtagsregelung kann dies dazu führen, dass bereits einge-
reichte Unterlagen mehrfach überarbeitet, ergänzt oder neu erstellt werden müssen. Dies ver-
ursacht zusätzlichen Aufwand auf Seiten der Antragsteller und der Behörden und verlängert 
die Verfahren erheblich. Die vorgesehene Regelung schafft dadurch mehr Planungssicherheit 
und erhöht die Verlässlichkeit von Investitionsentscheidungen. 

4 Fakultative Durchführung von Erörterungsterminen (Art.73 Abs.6 

Satz 1 BayVwVfG-E) 

Die Umwandlung des Erörterungstermins von einer zwingenden in eine fakultative Verfahrens-
stufe wird grundsätzlich begrüßt. Soweit keine klärungsbedürftigen Sachfragen bestehen, 
kann auf einen oftmals lediglich formalen Verfahrensschritt verzichtet werden. Dadurch lassen 
sich Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen. Allerdings sollte sichergestellt 
werden, dass bei komplexen Vorhaben oder bei gewichtigen Einwendungen weiterhin eine 
ausreichende Beteiligung der Betroffenen gewährleistet bleibt. 

 

5 Verlängerung der Prüffristen bei Kleinkläranlagen (Art.60 Abs.1 

BayWG-E) 

Die Änderung des Art. 60 Abs. 1 BayWG wird ausdrücklich begrüßt. Die Verlängerung der 
Prüfintervalle von vier auf sechs Jahre sowie die erstmalige Vorlagepflicht erst drei Jahre nach 
der Bauabnahme entlasten Eigentümer von unnötigem Verwaltungsaufwand und reduzieren 
laufende Kosten. Diese Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass technisch einwandfreie 
Anlagen keiner übermäßigen Kontrollintensität bedürfen. 

 

6 Einsatz automatisierter Verfahren und Künstlicher Intelligenz 

(Art.10 Satz 3 und Art. 35 Satz 3 BayVwVfG-E) 

Wir begrüßen ausdrücklich die Bemühungen des Freistaats, Verwaltungsverfahren zu moder-
nisieren und digitale Technologien stärker zu nutzen. Gerade im Bereich standardisierter Mas-
senvorgänge können automatisierte Verfahren zu einer Beschleunigung beitragen und die 
knappen personellen Ressourcen der Verwaltung entlasten. Für private Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer sind schnelle, transparente und verlässliche Genehmigungs- und Ver-
waltungsverfahren von erheblicher Bedeutung. 

Gleichzeitig begegnen die vorgesehenen Änderungen des Art. 10 Satz 3 und des Art. 35 Satz 
3 BayVwVfG-E erheblichen rechtsstaatlichen Bedenken. Während § 35a VwVfG des Bundes 
den vollautomatisierten Erlass von Verwaltungsakten ausdrücklich auf gebundene Entschei-
dungen beschränkt, enthält der bayerische Gesetzentwurf eine derartige Begrenzung nicht. 
Die Regelungen sind entwicklungsoffen ausgestaltet und eröffnen damit perspektivisch auch 
den Einsatz Künstlicher Intelligenz in Bereichen, in denen wertende Entscheidungen und Er-
messensausübungen erforderlich sind. 
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Gerade im Bau- und Genehmigungsrecht sind Entscheidungen häufig von einer Vielzahl indi-
vidueller Umstände geprägt. Die Berücksichtigung nachbarlicher Belange, die Würdigung aty-
pischer Sachverhalte sowie die Abwägung widerstreitender Interessen stellen keine rein sche-
matischen Vorgänge dar. Vielmehr handelt es sich um klassische Ermessensentscheidungen, 
deren Besonderheit gerade darin liegt, dass der Gesetzgeber die Entscheidung bewusst ei-
nem verantwortlichen Amtsträger überträgt. Die Ausübung von Ermessen ist Ausdruck rechts-
staatlicher Verantwortungszuweisung und dient der Einzelfallgerechtigkeit. 

Künstliche Intelligenz kann wertvolle Unterstützung leisten, etwa bei der Erfassung und Aus-
wertung von Unterlagen, bei der Erkennung unvollständiger Anträge oder bei der Identifizie-
rung von Standardfällen. Sie kann Verwaltungsverfahren vorbereiten und beschleunigen. Die 
eigentliche Rechtsanwendung und insbesondere die Ausübung von Ermessen setzen jedoch 
eine wertende Entscheidung voraus. Hierfür reicht die Berechnung von Wahrscheinlichkeiten 
oder das Erkennen statistischer Muster nicht aus. 

Wir regen deshalb an, die vorgesehenen Regelungen an die Wertungen des §35 a VwVfG 
anzulehnen und ausdrücklich klarzustellen dass vollständig automatisierte Verwaltungsakte 
nur bei gebundenen Entscheidungen ohne Ermessens- oder Beurteilungsspielräume zulässig 
sind.  

 

7 Beteiligung der Verbände und Landesplanung  

Die Staatsregierung hat zuletzt im Zusammenhang mit den Änderungen des Bayerischen Lan-
desplanungsgesetzes ausdrücklich klargestellt, dass trotz der Vereinfachung von Beteili-
gungsverfahren die Mitwirkung der Verbände weiterhin gewährleistet bleibt. Auch nach dem 
Wegfall einzelner formaler Beteiligungspflichten sollen die im Landesplanungsbeirat vertrete-
nen Organisationen weiterhin im Rahmen der Aufstellung des Landesentwicklungsprogramms 
angehört werden. 

Wir begrüßen diese Zusage ausdrücklich. Verwaltungsvereinfachung darf nicht zu einem Ab-
bau fachlicher Expertise oder einer Einschränkung der Beteiligungsmöglichkeiten der gesell-
schaftlichen Gruppen führen. 

 

8 Fazit 

Der Gesetzentwurf enthält sinnvolle Maßnahmen zur Beschleunigung und Vereinfachung von 
Verwaltungsverfahren. Wir unterstützen daher die Zielrichtung des Gesetzentwurfs. Im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren sollte jedoch darauf geachtet werden, dass Verfahrensbeschleu-
nigung und Digitalisierung nicht zulasten von Transparenz, Einzelfallgerechtigkeit und Beteili-
gungsmöglichkeiten gehen. 
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